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S a t z u n g 

über die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren                    
der Stadt Glinde (Straßenreinigungsgebührensatzung) 

 
 
 

Rechtsgrundlagen:  
§ 4 Abs.1 Satz 1, §1 7 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in 
der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. S. 57) zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2024  
(GVOBl. S. 404) und des § 45 Abs. 3 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 25.11.2003 (GVOBl. S. 631) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.10.2024 (GVOBl. S. 749) und der §§ 1 Abs. 1; 2 Abs. 1 Satz 
1; 6 Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-
Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 (GVOBl. S. 27) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 04.05.2022 (GVOBl. S. 564), sowie § 7 der Satzung über die Straßenreinigung 
in der Stadt Glinde in der Fassung vom 29.11.2024. 
 
 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
(1) Die Stadt Glinde betreibt die Straßenreinigung nach den Bestimmungen der Satzung 

über die Reinigung der Straßen in Glinde (Straßenreinigungssatzung) als öffentliche 
Einrichtung und erhebt hierfür Benutzungsgebühren nach § 6 KAG in Verbindung mit § 
45 Abs. 3 Nr. 3 StrWG.  

 
(2) Den Kostenanteil, der auf das allgemeine öffentliche Interesse an der Straßenreinigung 

entfällt, trägt die Stadt. Dieser beträgt 25 %. 
 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig sind gem. § 6 Abs. 5 KAG die Eigentümer oder die zur Nutzung 

dinglich Berechtigten der anliegenden Grundstücke sowie der durch die Straße 
erschlossenen Grundstücke (§ 45 Abs. 3 Nr. 3 StrWG); bei Wohnungs- und 
Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, ist der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers 
gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft 
sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden 
Gebühren. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldner. 

 
(2) Im Falle eines Wechsels der Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn 

des auf den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebührenpflichtigen 
über. Wenn der bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7 
dieser Satzung) versäumt, so haftet er neben dem neuen Gebührenpflichtigen für die 
Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung entfallen. 

 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Bemessungsgrundlage für die Benutzungsgebühr ist die Straßenfrontlänge des       

Grundstücks. 
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(2) Als Straßenfrontlänge gilt: 
 

a) bei einem Grundstück, das an der Straße anliegt, die Länge der Grundstücksseite       
entlang der Straße,  

 

b) bei einem Grundstück, das mit weniger als zwei Drittel seiner längsten Ausdehnung      
parallel zu der zu reinigenden Straße an der Straße anliegt: 
Die Länge der längsten Ausdehnung des Grundstücks parallel zu der zu reinigenden      
Straße oder 

 

c) bei einem Grundstück, das nicht an der zu reinigenden Straße anliegt, aber von ihr       
erschlossen wird (Hinterlieger): 

            Die Länge der längsten Ausdehnung des Grundstücks parallel zur Straße. 
 

(3) Bei der Feststellung der Straßenfrontlänge werden Bruchteile eines Meters bis zu 0,50 m      
auf volle Meter abgerundet, Bruchteile eines Meters über 0,50 m werden auf volle Meter       
aufgerundet. 

 

(4) Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken (u.a. Eckgrundstücke) wird die Straßen-
frontlänge zu jeder Straße nur mit drei Viertel angerechnet. Den dadurch eintretenden 
Gebührenausfall trägt die Stadt. 

 
(5) Die jährliche Straßenreinigungsgebühr beträgt je Meter Straßenfrontlänge des Grund-      

stückes: 
 
a) bei den im Streuplan 1 (Anlage 1 zur Straßenreinigungssatzung) aufgeführten      

Straßen 5,75 € 
 

b) bei den im Streuplan 2 (Anlage 1 zur Straßenreinigungssatzung) aufgeführten  
Straßen 4,51 € 

 
(6) Kalkulationszeitraum ist grundsätzlich das Kalenderjahr. Aus Gründen der 

Verwaltungspraktikabilität und -ökonomie und für die Stetigkeit der Gebührensätze 
können Kalkulationszeiträume von maximal 3 Kalenderjahren zusammengefasst werden. 

 

 
 

§ 4 
Begriff des Grundstücks 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-      

rechtlichen Sinne. 
 

(2) Als anliegend im Sinne der Satzung gilt ein Grundstück dann, wenn es an Bestandteile      
der Straße heranreicht. Als anliegend gilt ein Grundstück auch dann, wenn es durch     
Grün- oder Geländestreifen, die keiner selbständigen Nutzung dienen, von der Straße      
getrennt ist. 

 

(3) Als erschlossen im Sinne der Satzung gelten auch Grundstücke, die nicht oder nicht voll-     
ständig an der Straße anliegen, aber rechtlich oder tatsächlich eine Zugangsmöglichkeit     
zu ihr haben oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr      
verbunden sind (Hinterliegergrundstücke) und denen durch die Straße eine Nutzungs-     
möglichkeit, insbesondere eine wirtschaftliche oder verkehrliche Nutzung, vermittelt wird. 
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§ 5 
Entstehung, Änderung und Beendigung 

der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Leistungserbringung, erstmalig mit dem 1. des 

Monats, der auf den Beginn der regelmäßigen Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit 
dem Ende des Monats, mit dem die regelmäßige Reinigung eingestellt wird. 

 

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Benutzungsgebühr, so mindert oder 
erhöht sich die Benutzungsgebühr mit Beginn des auf die Änderung folgenden 
Kalendermonats. 

 

(3) Wird die Reinigung wegen höherer Gewalt oder aus Gründen, welche die Stadt zu 
vertreten hat, länger als zwei Monate unterbrochen, so wird die auf den Zeitraum der 
Unterbrechung entfallende anteilige Benutzungsgebühr auf Antrag erstattet. 
Eine Erstattung kommt nicht in Betracht, wenn die Straßenreinigung aufgrund der 
Witterungsverhältnisse (z.B. Schnee, Frost) nicht durchgeführt werden kann. 

 
 

§ 6  
Veranlagung, Fälligkeit und dingliche Haftung 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird für das Kalenderjahr festgesetzt und durch 

Abgabenbescheid erhoben; in diesem wird auch über erhobene Vorauszahlungen 
abgerechnet. Sie kann mit anderen Abgaben in einem Bescheid zusammengefasst 
werden. 

 

(2) Auf die Benutzungsgebühr werden vom Beginn des Erhebungszeitraums an 
Vorauszahlungen bis zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Benutzungsgebühr 
erhoben. (§ 6 Abs.4 Satz 4 KAG S-H). 

 
(3) Die Benutzungsgebühr ist in gleichen Teilbeträgen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. 

eines jeden Kalenderjahres fällig. Auf Antrag des Gebührenpflichtigen kann die 
Benutzungsgebühr abweichend von Satz 1 am 01.07. in einem Jahresbetrag entrichtet 
werden. Die Änderung der Zahlungsweise muss bis spätestens zum 31.12. des 
vorangehenden Kalenderjahres beantragt werden.  
Soweit die Benutzungsgebühr für noch nicht erbrachte Leistungen erhoben wird, wird sie 
als Vorschuss erhoben. 

 

(4) Gebührennachzahlungen werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheides fällig. 

 
(5) Bis zur Bekanntgabe eines neuen Gebührenbescheides sind die Zahlungen auf der 

Grundlage der letzten Festsetzung zu entrichten. 
 
(6) Die Benutzungsgebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflichten 

 
Die Gebührenpflichtigen haben der Stadt den Wechsel des Gebührenpflichtigen, 
Namensänderung oder Wohnsitzänderung schriftlich mitzuteilen sowie alle für die Erhebung 
der Benutzungsgebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben zu dulden, dass 
Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen 
oder zu überprüfen. 
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§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder       
fahrlässig 

 

1. entgegen § 7 Satz 1 die erforderlichen Mitteilungen unterlässt oder    
    Auskünfte nicht erteilt oder 

 

2. entgegen § 7 Satz 2 nicht duldet, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten,   
    um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 500 
Euro geahndet werden. 

 
 

§ 9 
      Verarbeitung personenbezogener Daten 
 

(1) Die Stadt Glinde ist befugt im Rahmen der Berechnung und Erhebung von  
Straßenreinigungsgebühren nach dieser Satzung personenbezogene Daten zu nutzen 
und zu verarbeiten. 

 
(2) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Benutzungsgebühr im 

Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verarbeitung folgender Daten 
gem. Artikel 6 Abs. 1 lt. e Datenschutzgrundverordnung vom 25.05.2018 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes zum Schutz  personenbezogener 
Daten (Landesdatenschutzgesetz -LDSG) vom 02.05.2018 (GVOBl. Schl.-H. 2018, S. 
161) in der aktuellen Fassung erforderlich: 

 
        1. Name und Anschrift der/des Gebührenpflichtigen 
        2. Bankverbindung der/des Gebührenpflichtigen bei vorliegender    
            Bankeinzugsermächtigung 
 
        Folgende Daten werden zusätzlich erfasst: 
 
        - Eigentumsverhältnisse 
        - Abmessungen der jeweils zu veranlagenden Grundstücke 
        -  Lage des Grundstückes 
        -  Grundbuchblatt, Flur, Flurstück, Flurstücksnummer, Gemarkung, Miteigentumsanteil 
 Wohnungsnummer, Teileigentum, 

- Fotos, Luftbildaufnahme 
- Name, Anschrift und Bankverbindung eines evtl. Handlungs- oder 

Zustellbevollmächtigten 
- Name und Anschrift eines evtl. früheren oder nachfolgenden Gebührenpflichtigen 

 
 Die unter Abs. 2 genannten Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum 
 Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden. Diese 
 Daten werden in einer EDV-Anlage, digitale Speichermedien und Papierakten 
       gespeichert.  
 
(3) Diese personenbezogenen Daten werden aus den sich im Steueramt der Stadt Glinde 

 befindenden Grundsteuerakten des jeweils zu veranlagenden Grundstücks, aus den 
 beim Grundbuchamt geführten Grundbüchern, aus dem beim Katasteramt geführten 
 Liegenschaftskataster, aus dem beim Einwohnermeldeamt geführten Melderegister 
 und/oder den bei der unteren Bauaufsichtsbehörde und der Stadt Glinde geführten 
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Bauakten ermittelt. Der Einsatz von technikunterstützter Informationsverarbeitung und 
die Auswertung von Luftbildaufnahmen ist zulässig. 

 
 (4) Die Löschung der bei der Stadt Glinde zu diesem Zweck gespeicherten 

 personenbezogenen Daten erfolgt spätestens nach Ablauf der letzten Festsetzungsfrist 
der Benutzungsgebühr gem. § 15 KAG, wenn bis zu diesem Zeitpunkt die 
Benutzungsgebühr entrichtet bzw. beigetrieben worden ist.  

 
 
In Kraft getreten mit Wirkung zum 01.01.2025 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


